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Sehr geehrter Herr Semsrott, 

Ihren Widerspruch vom 30.01.2021 gegen meinen Bescheid vom 
15.01.2021 bescheide ich wie folgt: 

1. Auflhren Widerspruch hin stelle ich Ihnen ein spezifi-
ziertes Inhaltsverzeichnis der Unkenntlichmachungen und 
eine geschwärzte Fassung der Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chung zur Verfügung. Im Übrigen weise ich Ihren Wider-
spruch vom 30.01.2021 zurück. 

2. Dieser Bescheid ergeht gebühren- und auslagenfrei; 

Begründung: 

Ihr Widerspruch vom 30.01.2021 ist zwar zulässig, aber nur teilweise 
begründet. 

1. Sachverhalt 

mit Ihrem Antrag nach dem IFG/UIG vom 17.12.2020 haben Sie die 
Übersendung der„ Wirtschaftlichkeitsuntersuchung zur Bundesstraße 
B247 in Thüringen" verlangt. Dabei haben Sie „daraufhin (gewiesen), 
dass im Hinblick auf das ÖPP-Vergabeverfahren eine besonders zügi-
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ge Herausgabe des begehrten Dokuments angezeigt ist" und sich „ vor 
[behalten], bei Verzögerung der Beantwortung einstweiligen Rechts­
schutz in Anspruch zu nehmen". 

Mit Schreiben vom 22.12.2020 habe ich Sie zu der Frage angehört, ob 
Sie angesichts der schätzungsweise zu erwartenden gesetzlichen Ge­
bühren in Höhe von 250 Euro, die mit der Erstellung einer teilge­
schwärzten Fassung der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung verbunden 
sind, die Übermittlung einer Fassung mit Schwärzungen der perso­
nenbezogenen Daten sowie der Daten, die Betriebs- und Geschäftsge­
heimnisse der privaten Vertragspartner oder die fiskalischen Interes­
sen des Bundes berühren, beantragen wollen. Dies haben Sie mit E­
Mail vom 05.01.2021 im Ergebnis bestätigt. 

Mit Bescheid vom 15.01.2021 habe ich Ihrem Antrag insoweit statt­
gegeben, dass ich Ihnen den vWU-Bericht des ÖPP-Projektes B 247, 
Mühlhausen bis Bad Langensalza - unter Unkenntlichmachung perso­
nenbezogener Daten und der Informationen, die Geschäfts- und Be­
triebsgeheimnisse und damit die fiskalischen Interessen des Bundes 
berühren, gern.§ 9 Abs. 1 Nr. 1, 3 UIG- zur Verfügung gestellt habe. 
Im Übrigen habe ich Ihren Antrag abgelehnt. Schließlich habe ich 
Ihnen Gebühren in Höhe von 250 EUR auferlegt. 

Mit Ihrem Widerspruch vom 30.01.2021 haben Sie gerügt, dass man­
gels Schwärzung die Unkenntlichmachungen nicht erkennbar seien, 
dass die Unkenntlichmachungen nicht einzeln begründet wurden und 
dass die Gebühr nicht erhoben werden dürfe, da die Unkenntlichma­
chungen auf die (Teil-)Ablehnung Ihres Antrages zurückzuführen sei 
und für eine Ablehnung eines Antrags gern. § 3 UIGGebV keine Ge­
bühr erhoben werden dürfe. 

Begründung: 

1. Zulässigkeit 
Der Widerspruch ist zulässig. Zwar haben Sie den Widerspruch am 
30.01.2021 zunächst nur per E-Mail eingelegt, was nicht den Anforde­
rungen des § 70 Abs. 1 VwGO (Schriftform) entspricht. Nach Hinweis 
auf das Fehlen einer formgerechten Fassung Ihres Widerspruchs haben 
sie diesen jedoch zusätzlich per Fax, das am 19.02.2021 zugegangen 
ist, und damit formgerecht, übersandt. Da Ihnen der Ausgangsbe­
scheid am 20.01.2021 durch förmliche Zustellung bekannt gemacht 
wurde, ist der Widerspruch auch fristgerecht eingelegt (§ 57 II VwGO 
iVm §§ 222 ZPO, 187 Abs. 1, 188 Abs. 2 BGB). 

2. Begründetheit 
Die von Ihnen erhobene Rüge der fehlenden Schwärzung der unkennt­
lich gemachten Passagen geht insoweit fehl, als die Unkenntlichma­
chung durch Weißung ebenfalls, wenn auch ggfls erst bei genauerer 
Lektüre des Schriftstücks als bei Schwärzungen, die unkenntlich ge-
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machten Passagen erkennen lässt. Rein vorsorg lich stelle ich Ihnen 
aber auch noch eine geschwärzte Fassung zur Verfügung. 

Da Ihre Forderung nach jeweils spezifischer Begründung der einzel-
nen Unkenntlichmac hung berechtigt ist, ste lle ich Ihnen zudem ein 
Verzeichnis der spezifischen Begründungen der einzelnen Unkennt-
lichmachungen zur Verfügung 

Ihre Argumentation gegen die Erhebung der Gebühr ist allerdings 
nicht überzeugend. Zwar habe ich Ihren Antrag auf Übersendung einer 
ungeschwärzten Fassung abgelehnt. Für diese Ablehnung sind gern. 
§ 3 UlGGebV keine Gebühren zu e rheben. Ihrem hilfsweise daneben-
stehenden Antrag auf Übersendung einer Fassung mit Unkenntlichrna-
chungen, den Sie in Kenntnis der zu erwartenden Gebühren , wie sie 
sich aus dem UIG und der UIGGebV im konkreten Fall ergeben und 
deren Erhebung§ 12 Abs. l  UIG vorsieht, habe ich dagegen entspro -
chen. Für die insoweit gern. § 5 Abs. 3 UIG erforder liche Aussonde-
rung der Daten sind die auferlegten Gebühren aus den im Ausgangs-
bescheid genannten Gründen, die Sie nicht angefochten haben , zu er-
heben. 
Insoweit ist Ihr Widerspruch daher zurückzuweisen. 

3. Kosten 
Da der Aufwand zur Erstellung des genannten Verzeichnisses neben 
dem Aufwand zur Erstellung der mit dem Ausgangsbescheid über-
sandten Fassung mit Unkenntlichmachungen keine Erhöhung der wei-
terhin bestehenden Gebührenpflicht rechtfertigt , ergeht dieser Wider-
spruchsbescheid gebührenfrei. 

Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen den Besc heid des Bundesministeriums für Verkehr und digitale 
Infrastruktur vom 15.01.2021 (Aktenzeichen StB 26/7231.1/16 / 
3427874) in der Gestalt dieses Widerspruchsbescheides kann inner-
halb eines Monates nach Zustellung dieses Widerspruchsbescheides 
Klage erhoben werden. Die Klage ist beim Verwaltungsgericht Berlin , 
Kirchstraße 7,  10557 Berlin , schriftlich einzureichen oder zur Niede r-
schrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu erklären. 

Mit fii  eund •cßen Grüßen 
lm Auftr g 
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Anlagen: - vWU-Bericht des ÖPP-Projektes B 247 
- Verzeichnis der spezifischen Begründungen 
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